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Landesplanung, Bauleitplanung, Bau-, Wohnungs- und Sied-
lungswesen, Wasserbau und Wasserrecht 
 
Vollzug der Baugesetze; 
Vorhaben: Neubau einer Rettungswache - Vorbescheid 
Bauort:  Schlößlstraße 13 
Fl.Nr.:  Gemarkung Westerndorf St. Peter, Flurstück 377/4 
Antragsnummer: VB-2026-0056-N………………………………………… 
 
Vollzug der Baugesetze; 
Vorhaben: Umbau einer Doppelhaushälfte mit Neuerrichtung des  
                     Dachgeschosses 
Bauort:  Pichlmayrstraße 10 
Fl.Nr.:  Gemarkung Rosenheim, Flurstück 1683/40 
Antragsnummer: VV-2026-0242-N………………………………………… 
 
Widmung von Straßen/Wegen als öffentliche Verkehrsfläche im Sinne 
von Art. 6 Bayer. Straßen- und Wegegesetz (BayStrWG) 
hier: Panger Kaltenweg……………………………………………………... 
 
Planfeststellungsverfahren zur Verbesserung des Hochwasserschut-
zes entlang der Mangfall auf dem Gebiet der Stadt Rosenheim (Bau-
abschnitt 06) 
Hier: Bekanntmachung der Auslegung……………………………………. 
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HERAUSGEBER 
Stadt Rosenheim, Dezernat III, Königstr. 24, 83022 Rosenheim (Tel. 08031/365-1301)  
 
Aufnahme in den Mail-Verteiler bei der Stadt Rosenheim, Hauptamt, Königstr. 24, 
83022 Rosenheim (Tel. 08031/365-1040) oder schicken Sie Ihre Mail-Adresse an post-
stelle@rosenheim.de und Sie bekommen bei jedem Erscheinungstermin kostenlos eine 
Mail mit dazugehörigem Link. 
 
Zudem steht Ihnen das Amtsblatt der Stadt Rosenheim auf unserer Homepage unter  
https://www.rosenheim.de/politik-verwaltung/amtsblatt kostenlos zur Verfügung. 
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S. 472 

 

mailto:poststelle@rosenheim.de
mailto:poststelle@rosenheim.de
https://www.rosenheim.de/politik-verwaltung/amtsblatt


- 463 - 

1  RECHTSPFLEGE, STANDESAMTSWESEN, ÖFFENTLICHE SICHERHEIT UND 
ORDNUNG, UMWELTSCHUTZ 

 
 
 
VERORDNUNG ZUR ÄNDERUNG DER VERORDNUNG ÜBER PARKGEBÜHREN IN 
DER STADT ROSENHEIM 
 
Die Stadt Rosenheim erlässt aufgrund von § 6 a Abs. 6 Straßenverkehrsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 05.03.2003 (BGBl. I S. 310, 919), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 142) i. V. m. § 10 Zu-
ständigkeitsverordnung (ZustV) vom 16.06.2015 (GVBl. S. 184, BayRS 2015-1-1-V), 
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S 75), folgende 
 
 

Verordnung: 
 
 
§ 1 
 
In § 2 wird Abs. 2 b wie folgt neu gefasst: 
 

„Die Gebühren für das Parken an Parkscheinautomaten betragen in Parkzone L werk-
tags (Bewirtschaftungszeit 8 - 18 Uhr) für eine Parkzeit  
 

- bis 5 Stunden      2,00 € 

- bis 10 Stunden (Tagesticket)    3,00 € 

- von 30 Tagen (Monatsticket)  39,00 €.“  

 
 
§ 2 
 
In § 2 wird nach Abs. 4 ein Absatz 5 hinzugefügt: 
 
„(5) Die Zahlung für ein Monatsticket nach § 2 Abs. 2 b 3. Spiegelstrich ist nur über die 
Benutzung einer Betreiberapplikation („App“) nach § 2 Abs. 4 Satz 1 möglich.“  
 
 
§ 3 
Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am 01.10.2026 in Kraft. 
 
 
Rosenheim, 31.07.2026 
 
 

gez.  
 
Abuzar Erdogan 
Oberbürgermeister 
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6  LANDESPLANUNG, BAULEITPLANUNG, BAU-, WOHNUNGS- UND SIED-
LUNGSWESEN, WASSERBAU UND WASSERRECHT  

 

 

 
 

 

 
die Stadt Rosenheim als untere Bauaufsichtsbehörde erlässt folgenden 
 
V O R B E S C H E I D : 
 
I.  
 
1. Das Bauvorhaben ist nach Maßgabe des Vorbescheidsantrages vom 09.02.2026  

Nr. VB-2026-0056-N durch die Erteilung der unten genannten Ausnahme zur Art 
der Nutzung und unter Berücksichtigung der unter Ziffern III. bis IV. genannten Auf-
lagen und Hinweise bauplanungsrechtlich zulässig. 
Eine Entscheidung über die naturschutzrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens, 
über das Planungsrecht hinaus, ist insbesondere im Hinblick auf die Eingriffsrege-
lungen der §§ 13 ff. BNatSchG nicht Gegenstand dieses Vorbescheides.  
 

2. Die beantragte Art der Nutzung wird als Ausnahme im Sinne des § 31 Abs. 1 
BauGB nach § 34 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO zugelassen.  

 
 
 
 
 
 
 
 

 

  
Bauordnungsamt 

Königstraße 24 

Dezernat III 

- per Einschreiben mit Rückschein - 
 

   
VB-2026-0056-N 

 
 

Sachbearbeiter/in  Herr Arnold 

Zimmer-Nr.  228 

Tel./Durchwahl  + 49 (0) 80 31 / 365-16 73 

Fax/Durchwahl  + 49 (0) 80 31 / 365-20 74 

E-Mail  bauordnungsamt@rosenheim.de 

Ihre Nachricht vom   

Unser Zeichen  III/63 VB-2026-0056-N 

  JArnold/Gr 

Rosenheim, den  28.07.2026 

 

Vollzug der Baugesetze; 

Vorhaben: Neubau einer Rettungswache - Vorbescheid 

Bauort:  Schlößlstraße 13 

Fl.Nr.:  Gemarkung Westerndorf St. Peter, Flurstück 377/4 

Antragsnummer: VB-2026-0056-N (bitte immer angeben) 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Erhebung einer Klage per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 
Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätz-
lich elektronisch einreichen. 
 
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen 
Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Arnold 
 
 
IV. Dieser Bescheid wird im Vollzug von Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und 5 BayBO im 

Amtsblatt der Stadt Rosenheim den Eigentümern der Grundstücke Fl.-Nr. 422, 
425/7, 425/9, 431, 433/11, 433/13, 1453/9, 1453/12, 1453/13 der Gemarkung 
Westerndorf St. Peter öffentlich bekannt gemacht. Die Pläne können bei der 
Stadt Rosenheim, Königstraße 24, 83022 Rosenheim, 2. Stock, Zimmer Nr. 
228/229 nach Terminvereinbarung unter Tel. 08031 / 365-1671 /-1672 eingese-
hen werden. 

 

 
 

 

 

 

 
 
 
 
 

 

https://www.vgh.bayern.de/
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6  LANDESPLANUNG, BAULEITPLANUNG, BAU-, WOHNUNGS- UND SIED-
LUNGSWESEN, WASSERBAU UND WASSERRECHT  

 

 
 
 
die Stadt Rosenheim als untere Bauaufsichtsbehörde erlässt folgenden 
 
B E S C H E I D : 
 
 
I.  
 
Das Bauvorhaben wird nach Maßgabe des Bauantrags vom 16.06.2026 Nummer  
VV-2026-0242-N unter den in Ziffer III. aufgeführten Hinweisen im vereinfachten Ver-
fahren nach Art. 59 BayBO genehmigt. 
 
 
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München. 
 
 

 

  
Bauordnungsamt 

Königstraße 24 

Dezernat III 

- per Einschreiben mit Rückschein - 
 

   
VV-2026-0242-N 

 
 

Sachbearbeiter/in  Herr Arnold 

Zimmer-Nr.  228 

Tel./Durchwahl  + 49 (0) 80 31 / 365-16 73 

Fax/Durchwahl  + 49 (0) 80 31 / 365-20 74 

E-Mail  bauordnungsamt@rosenheim.de 

Ihre Nachricht vom   

Unser Zeichen  III/63 VV-2026-0242-N 

  JArnold/Gr 

Rosenheim, den  30.07.2026 

 

Vollzug der Baugesetze; 

Vorhaben: Umbau einer Doppelhaushälfte mit Neuerrichtung des  

Dachgeschosses 

Bauort:  Pichlmayrstraße 10 

Fl.Nr.:  Gemarkung Rosenheim, Flurstück 1683/40 

Antragsnummer: VV-2026-0242-N (bitte immer angeben) 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Erhebung einer Klage per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 
Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätz-
lich elektronisch einreichen. 
 
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen 
Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Arnold 
 
 
 

II. Dieser Bescheid wird im Vollzug von Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und 5 BayBO im Amts-
blatt der Stadt Rosenheim den Eigentümern der Nachbargrundstücke Fl.-Nr. 
1683/41, 1683/31, 1683/58 und 1683/59 der Gemarkung Rosenheim öffentlich be-
kannt gemacht. Die Pläne können bei der Stadt Rosenheim, Königstraße 24, 
83022 Rosenheim, 2. Stock, Zimmer Nr. 228/229 nach Terminvereinbarung unter 
Tel. 08031 / 365-1671 /-1672 eingesehen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.vgh.bayern.de/
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6  LANDESPLANUNG, BAULEITPLANUNG, BAU-, WOHNUNGS- UND SIED-
LUNGSWESEN, WASSERBAU UND WASSERRECHT  

 
 
Die Stadt Rosenheim als örtlich zuständige Straßenbaubehörde, hat folgende Straße 
als öffentliche Verkehrsfläche im Sinne von Art. 6 Bayer. Straßen- und Wegegesetz 
(BayStrWG) gewidmet: 
 
Die im Lageplan gekennzeichnete Teilfläche der Ortsstraße "Panger Kaltenweg", Fl.Nr. 
1933/3, Gemarkung Pang, ist ordnungsgemäß hergestellt und hat die Funktion einer 
Ortsstraße. Die Stadt Rosenheim ist Eigentümerin der Straße. Die Fläche ist gem. Art. 
6 i.V.m. Art. 46 Nr. 2 BayStrWG zur Ortsstraße zu widmen. 
 
Die Verfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt als bekannt gege-
ben. 
 

 
 
Der Planausschnitt ist nicht maßstabsgerecht!  
 
Die Widmungsunterlagen können nach Vereinbarung im Amt für Beteiligungen, Steuern 
und Abgaben, Fachbereich –Beitragswesen-,  
Zimmer 232, Königstraße 24, 2. Stock, eingesehen werden.  
 

R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g :  
 

Gegen diesen Bescheid der Stadt Rosenheim kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in 

einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines 

Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 

Wirkungen!  

Ab 01.01.2022 muss der in § 55 d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätz-

lich elektronisch einreichen.  

 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  
 
 
Rosenheim, 03.08.2026 
 
 

gez.  
 
Weinzierl  
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6  LANDESPLANUNG, BAULEITPLANUNG, BAU-, WOHNUNGS- UND SIED-
LUNGSWESEN, WASSERBAU UND WASSERRECHT  

 
 

Stadt Rosenheim 21.07.2026 
Königstr. 24 
83022 Rosenheim 
 

 

 
Bekanntmachung 

 

 
Planfeststellungsverfahren zur Verbesserung des Hochwasserschutzes entlang 
der Mangfall auf dem Gebiet der Stadt Rosenheim (Bauabschnitt 06) 
Hier: Bekanntmachung der Auslegung 
 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim hat bei der Stadt Rosenheim einen Planfeststel-
lungsbeschluss nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz zur Verbesserung des Hochwasser-
schutzes entlang der Mangfall beantragt. 
Von der Maßnahme erfasst ist in der Stadt Rosenheim der Mangfallabschnitt am rech-
ten Ufer zwischen der Mangfallbrücke Äußere Münchener Straße bis zum Turnersteg 
am Turnerweg.  
Es handelt sich dabei um den Bauabschnitt 06 des Gesamtprojekts „Hochwasserschutz 
Unteres Mangfalltal“. 
 
Das Vorhaben verfolgt das Ziel, den Hochwasserschutz entlang der Mangfall in dem 
vorgenannten Abschnitt zu verbessern. Vorgesehen ist unter anderem die Rückverle-
gung eines Deichabschnittes, die Verlegung des Laufs des Augrabens und seines Zu-
flusses zur Mangfall, der Einbau von Innendichtungen in den Deich, die Erhöhung von 
Deichabschnitten, die Errichtung von Schutzwänden und die Anpassung der Wegever-
bindungen. 
Wesentliche Teile des Vorhabens wurden nach dem Hochwasserereignis von 2013 be-
reits als Sofortmaßnahmen im Wege eines vorzeitigen Baubeginns baulich ausgeführt. 
 
Der eingereichte Plan – bestehend aus Zeichnungen und Erläuterungen – wird durch 
Veröffentlichung auf der Internetseite der Stadt Rosenheim unter der Internetadresse 

https://www.rosenheim.de/buergerservice/umwelt/wasserrecht 

vom 19.08.2026 bis einschließlich den 18.09.2026 
elektronisch ausgelegt. 
 
Der Bereich mit den ausgelegten Unterlagen ist im Übrigen von der Startseite des vor-
genannten Internetauftritts unter dem Link 
https://www.rosenheim.de 
wie folgt zu erreichen: 
Bürgerservice → Umwelt & Nachhaltigkeit → Wasserrecht 
 
 

https://www.rosenheim.de/buergerservice/umwelt/wasserrecht
https://www.rosenheim.de/
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Ein Zugang zu den ausgelegten Unterlagen ist darüber hinaus während des Zeitraums 
der Auslegung auch möglich über das Infoterminal im erdgeschossigen Foyer des Rat-
hauses der Stadt Rosenheim, Königstraße 24, 83022 Rosenheim. Dort kann während 
der üblichen Öffnungszeiten der Verwaltung die Internetseite der Stadt mit den dort ein-
gestellten Unterlagen selbständig aufgerufen werden. 
 
Jede Person, deren Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann Einwendungen 
gegen den Plan bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, d. h. bis 
einschließlich 02.10.2026, erheben. 
Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften be-
fugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine Entschei-
dung nach Art. 74 BayVwVfG einzulegen, können bis spätestens zwei Wochen nach 
Ablauf der Auslegungsfrist zu dem Plan Stellung nehmen. 
Einwendungen und Stellungnahmen sind schriftlich bei der Stadt Rosenheim, Königs-
traße 24, 83022 Rosenheim oder zur Niederschrift bei der Stadt Rosenheim, Ord-
nungsamt, Königstraße 15, 83022 Rosenheim, vorzubringen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt auch für Einwendungen und Stel-
lungnahmen der Vereinigungen. 
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist kann die Stadt Rosenheim einen Erörterungstermin 
durchführen. Falls ein Erörterungstermin stattfinden soll, wird dies rechtzeitig vorher 
ortsüblich bekannt gegeben. 
Die Behörden, der Träger des Vorhabens und diejenigen, die Einwendungen erhoben 
oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden von einem Erörterungstermin be-
nachrichtigt. Die Personen, die Einwendungen erhoben und die Vereinigungen, die 
Stellungnahmen abgegeben haben, können von dem Erörterungstermin durch öffentli-
che Bekanntmachung benachrichtigt werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen 
oder Zustellungen vorzunehmen sind. 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungs-
termin auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden kann. 
 
Die Stadt Rosenheim entscheidet im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens über die 
erhobenen Einwendungen. Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Benachrich-
tigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind. 
 
Personenbezogene Daten werden für die Zwecke des Verfahrens durch die Stadt Ro-
senheim erhoben, gespeichert und verarbeitet. Eine Verwendung für andere Zwecke 
findet nicht statt. Weitere Informationen dazu können auf der Internetseite der Stadt 
Rosenheim unter der Adresse https://www.rosenheim.de/datenschutz abgerufen wer-
den. 

 
 
Gez. 
Oliver Horner 
Oberverwaltungsrat 
 

 
 
 

https://www.rosenheim.de/datenschutz
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8  GEWERBE UND INDUSTRIE, GELDWESEN, HANDEL UND VERKEHR, ENER-
GIEWIRTSCHAFT  

 
 
Feststellung des Jahresabschlusses 2024 
des Eigenbetriebes Stadtentwässerung Rosenheim 
 
                                              
 
 
 
Der Stadtrat hat mit Beschluss vom 29.07.2026 (Beschluss Nr. VO/2026/0361) den 
Jahresabschluss des Eigenbetriebes Stadtentwässerung für das Wirtschaftsjahr 2024 
festgestellt und die Entlastung ausgesprochen. Gleichzeitig wurde über die Behandlung 
des Jahresergebnisses entschieden. 
 
In den Jahresabschluss und Lagebericht kann ab Bekanntgabe im Amtsblatt der Stadt 
Rosenheim sieben Tage im Rathaus, Königstr. 24, Zimmer 024 Einsicht genommen wer-
den. Für persönliche Vorsprachen sind Terminvereinbarungen über die Telefonnummer 
08031/365-1204 erforderlich. 
 
Rosenheim, 05.08.2026  
 
 
 
Willeitner 
(Werkleiter) 
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Niederschriftsauszug 
Sitzung des Stadtrates Rosenheim vom 29.07.2026 

 
Verteiler nach der Sitzung: I/14, II/WiFü, II/22, II/68 
 
TOP 2 Ö Eigenbetrieb Stadtentwässerung – Jahresabschluss VO/2026/0361  

2024 

• Feststellung und Entlastung  
 

 

1. Gewinn- und Verlustrechnung 
 

Erträge  12.628.159,12 € 
Aufwand  11.012.757,83 € 
Gewinn    1.615.401,29 €  
 

Die Mehrerlöse gem. Art. 8 Absatz 3 Satz 4 KAG in Höhe von 590.083,08 € sollen 
vom Jahresüberschuss einbehalten und der zweckgebundenen Rücklage zugeführt 
werden. Daneben sollen Zinsen in Höhe von 12.655,24 € (0,2 % p.a.) auf die bis 
31.12.2023 aufgelaufenen Mehrerlöse in die zweckgebundene Rücklage eingestellt 
und der Restbetrag in Höhe von 1.012.662,97 € auf neue Rechnung vorgetragen 
werden. 
 
2. Bilanz 
 
Die Bilanz zum 31.12.2024 schließt in Aktiva und Passiva mit 110.186.940,18 €. 
 
3. Ziele 
 
Mit Ausnahme der baulichen Sanierung des Kanals in der Innstraße wurden alle 
vereinbarten operativen Ziele erreicht. Durch die Verzögerung der Maßnahme "Am 
Nörreut" war die erforderliche Verkehrsführung (Einengung mit Gegenverkehr) für die 
Maßnahme "Innstraße" nicht realisierbar. Die Sanierung wurde 2025 durchgeführt. 
 
Durch die Anhebung der Entwässerungsgebühren zum 01.01.2021 sollten die 
aufgelaufenen Kostenunterdeckungen mittelfristig abgebaut werden. Aufgrund von 
mengenmäßigen Abweichungen konnte dies bis zum Ende des 
Kalkulationszeitraums (31.12.2024) nicht erreicht werden. Dementsprechend 
mussten die Entwässerungsgebühren - unter Berücksichtigung eines weiterhin 
steigenden Kostenniveaus - im Rahmen der zum 01.01.2025 durchgeführten 
Neukalkulation erhöht werden. Die Nachkalkulation des Wirtschaftsjahres 2025 
zeigte bereits eine anteilige Reduzierung der aufgelaufenen Kostenunterdeckungen. 
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4. Abschlussprüfung 
 
Die Hubert Jahn Kollegen GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat den 
Jahresabschluss 2024 geprüft und am 30.09.2025 den uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Das Rechnungsprüfungsamt stellt im Schlussbericht über die örtliche Prüfung des 
Jahresabschlusses 2024 des Eigenbetriebs Stadtentwässerung fest, dass in den 
geprüften Teilen Feststellungen, Fehler oder Mängel nicht vorliegen, die einer 
Feststellung des Jahresabschlusses 2024 entgegenstehen. Der 
Rechnungsprüfungsausschuss hat dem Schlussbericht am 16.04.2026 zugestimmt. 
 
Der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes wird dem Stadtrat zur Kenntnis 
vorgelegt. 
 
Die Entlastung gem. Art. 102 Abs. 3 GO wird im vorliegenden Fall der Werkleitung 
ausgesprochen. 
 
Beschluss: 
 
1.  Die im Jahresüberschuss enthaltenen Mehrerlöse (einschließlich Zinser-

löse) in Höhe von 602.738,32 € werden gem. Art. 8 Absatz 3 Satz 4 KAG der 
 zweckgebundenen Rücklage zugeführt und der verbleibende Jahresgewinn 
 in Höhe von 1.012.662,97 € auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
2.  Der Jahresabschluss 2024 des Eigenbetriebes Stadtentwässerung wird 
 gemäß Art. 102 Abs. 3 GO i.V.m. § 25 Abs. 3 EBV festgestellt. 
 
3.  Für den Jahresabschluss 2024 wird gemäß Art. 102 Abs. 3 GO Entlastung 
 erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja - Stimmen  41 

Nein - Stimmen  0 
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